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(Fo. 1207.) Verordnung wegen Einführung gleicher Wagengeleiſe in der Provinz Weſt⸗ 
phalen. Vom 30ſten Juni 1829. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛe. 1 


Nachdem Unſere getreuen Staͤnde der Provinz Weſtphalen bei ihrer zweiten 
Zuſammenkunft auf Erlaſſung eines Geſetzes wege! Einfuͤhrung moͤglichſt gleicher 
Wagengeleiſe in der dortigen Provinz allerunfertyanigft angetragen haben; fo 
verordnen Wir Folgendes: 

da Ablauf von 3 Jahren von der Zeit der Bekanntmachung 
dieſer Verordnung an, ſollen die neuen Achſen an allen zwei⸗ oder vierraͤdrigen 
Wagen, Karrn und ſonſtigen Fuhrwerken dergeſtalt angefertigt werden, daß 
die Breite des Wagengeleiſes von der Mitte der Felge des einen bis zur Mitte der 
Felge des andern Rades, entweder vier Fuß vier Zoll, oder fuͤnf Fuß neun Zoll 
Preußiſch, betraͤgt. 
§. 2. Den Stellmachern und Schirrmachern wird bei Drei Thalern 
Strafe unterſagt, eine Achſe wider die Vorſchriften des H. 1. einzurichten, und 
den Schmieden bei gleicher Strafe, ſolche mit Beſchlag zu verſehen. 
Bei wiederholten Kontraventionen wird die Strafe verdoppelt. 
§. 3. Nach dem Ablaufe von Sechs Jahren, nach Bekanntmachung dieſer 
Verordnung, ſoll in Unſerer Provinz Weſtphalen kein Wagen, Fuhrkarrn oder 
ſonſtiges Fuhrwerk gebraucht werden, welchen die im H. 1. beſtimmten Eigen⸗ 
ſchaften mangeln. Se 
$. 4. Sollten ſich jedoch nach Ablauf von ſechs Jahren in einem oder 
andern Theile der Provinz noch zur öffentlichen Benutzung beſtimmte Wege finden, 
deren beſondere Beſchaffenheit den Gebrauch der vorbeſtimmten Geleiſe unan⸗ 
wendbar machten; ſo uͤberlaſſen Wir Unſern Regierungen, auf den Antrag der 
Jahrgang 1829. — (No. 4207.) S Kreis⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin den 3ten September 1829.) 
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Kreisſtaͤnde, noch die noͤthige Nachfriſt, nach genauer Prüfung der Verhaͤltniſſe, 
zu ertheilen und dabei die noͤthigen Modifikationen feſtzuſetzen, um die baldigſte 

Erreichung des allgemeinen Zweckes mit der Beruͤckſichtigung der beſondern 
Ortsbeduͤrfniſſe zu vereinigen. g 


§. 5. Wer ſich nach der im H. 3. und 4. beſtimmten Friſt eines Fuhr⸗ 
werks bedient, welches die im H. 1. beſtimmte Einrichtung nicht hat, der ſoll 
durch die Polizei- und Wegebeamten fo wie durch die Gensdarmerie angehalten, 
zur naͤchſten Ortsgerichtsbarkeit gebracht und in eine Geldſtrafe von Einem bis 
Fuͤnf Thalern fuͤr den erſten, und von Zwei bis Zehn Thalern fuͤr den zweiten 
und die folgenden Kontraventionsfaͤlle genommen werden. Dieſe Strafe, welche 
in die Armenkaſſe des Orts fließt, wo die Kontravention entdeckt wird, trifft 
den Eigenthuͤmer des Fuhrwerks, ſoll jedoch von dem Reiſenden und Fracht⸗ 
fuͤhrer mit Vorbehalt ſeines Regreſſes an den Eigenthuͤmer, erlegt werden. 

Fuͤr eine und dieſelbe Reiſe bis zum Beſtimmungsorte ſoll nur einmal 
Strafe ſtattfinden und der Reiſende uͤber deren Erlegung mit einer Beſcheinigung 
verſehen werden. 


$. 6. Von dem Gebrauche, obiger Vorſchrift entſprechender Fuhrwerke 
ſind allein ausgenommen: ö 

a) ſaͤmmtliches Militairfuhrwerk, jedoch nicht dasjenige, welches Privateigen⸗ 
thum einzelner Militairs iſt; 

b) fämmtliche Kutſch- und Luxuswagen; a 

c) fremde Fuhrwerke oder Fuhrwerke aus ſolchen Provinzen (des Preußiſchen 
Staats), in welchen keine oder eine andere allgemeine Einrichtung der 
Wagengeleiſe vorgeſchrieben iſt. 


§. 7. Wir befehlen allen Polizei- und Gerichtsbehoͤrden, ſich nach dieſer 
Verordnung, welche ſogleich und außerdem dreimal während des ſechsjaͤhrigen 
Zeitraums durch die Intelligenz» und Amtsblaͤtter bekannt gemacht werden ſoll, 
gebuͤhrend zu achten. 


Berlin, den 30ſten Juni 1829. . 
. Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


von Schuckmann. Graf von Lottum. Graf von Bernstorff. a 
von Hake. Graf von Danckelman. von Motz. 
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(No. 1208.) Auszug aus der Allerhoͤchſten Kabinetsorder vom 23ſten Juli 1829., betreffend 


die Regulirung des Kriegsſchuldenweſens der Niederlauſitz. 


Auf Ihren uͤber das Kriegsſchuldenweſen der Niederlauſitz und uͤber den Zu⸗ 
ſtand der unter der ſtaͤndiſchen Verwaltung dieſes Landestheils ſtehenden Fonds 


unterm 30ſten v. M. erſtatteten Bericht, ſetze Ich zur 
dieſer Angelegenheit Folgendes hierdurch feſt: 
et de. 71 e 


endlichen Regulirung 


2) Zur vollſtaͤndigen Verifikation und Feſtſtellung der noch nicht definitiv liqui⸗ 
dirten Forderungen für Lieferungen und Leiſtungen während der Kriegs⸗ 
Periode, ſoll unter Theilnahme eines landesherrlichen Kommiſſarii ſofort 
ein Liquidations verfahren eroͤffnet werden und dabei und bei Anerkennung 
und Verbriefung der noch nicht anerkannten Kriegsforderungen aller Art, 
ſollen die Vorſchriften Meines uͤber das Peraͤquationsweſen im Herzogthum 
Sachſen erlaſſenen Befehls vom ten September 1821., mit der Maaß⸗ 
gabe in Anwendung kommen, daß, wo beſondere Umſtaͤnde eine Ausnahme 
von jenen Vorſchriften zu Gunſten einzelner Reklamanten noͤthig machen, 
eine ſolche Ausnahme jedesmal Ihrer, der Miniſter des Innern und der 
Finanzen, ausbruͤcklichen Zuſtimmung bedarf. Behufs dieſer Verifikation 
ermaͤchtige Ich Sie, den öffentlichen Aufruf an alle diejenigen, welche aus 
Kriegslieferungen und Leiſtungen einen Anſpruch an die Niederlauſitzer 
ſtaͤndiſchen Fonds zu haben glauben, mit der Wirkung zu erlaſſen, daß die 
binnen einer dreimonatlichen Friſt ſich nicht meldenden Glaͤubiger, mit ihren 


Forderungen gaͤnzlich und fuͤr immer praͤkludirt bleiben. 


ꝛc. ꝛc. 
Teplitz, den 23ſten Juli 1829. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staatsminifter von Schuckmann und von Motz. 
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(No. 1209.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 30ſten Juli 4829., wegen Abaͤnderung des 
Tarifs zum Stempelgeſetze vom 7ten Maͤrz 1822. bei einigen Gattungen 
von Spielkarten. 


Auf Ihren Bericht vom 6ten d. M. beſtimme Ich, in Abaͤnderung des Tarifs 
zu dem Stempelgeſetz vom 7ten Maͤrz 1822. bei den Spielkarten, daß vom 
1ſten Januar 1830. ab, Tarok⸗Karten und Traplier⸗Karten nur von Einer 
Sorte und deutſche Karten nur von Zwei Sorten gefertigt und verkauft werden 
ſollen. Der Verkaufspreis, mit Inbegriff des Stempels, ſoll ſeyn: 


für 1 Spiel Tarok⸗ Karten „4 1 Rthlr. — Sgr. 

für 1 Spiel deutſcher Karten, erſter Sorte — 10 = 
zweiter Sorte — 5 . 

für 1 Spiel Traplier⸗Karte n — 5 


Ich uͤberlaſſe Ihnen, dieſerhalb das weiter Erforderliche zu verfugen. 
Teplitz, den 30ſten Juli 1829. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staats- und Finanzminiſter von Motz. 


